
Bereits seit Mitte des vergangenen Jahres bestehen  
einheitliche europäische Regeln für die Einlagensiche- 
rung. Damit ist sichergestellt, dass überall in der Euro- 
päischen Union auf der Basis identischer Standards 
ein vergleichbarer Mindestschutz für Sparer in eigen-
verantwortlich betriebenen Sicherungssystemen be- 
steht. Es gibt deshalb keinen Grund, diese Sicherungs- 
systeme in einem einzigen europäischen Einlagensiche- 
UXQJVV\VWHP��(XURSHDQ�'HSRVLW�,QVXUDQFH�6FKHPH��(',6�� 
zusammenzuführen. Das wäre für die volkswirtschaft- 
liche Stabilität sogar sehr schädlich. Um dieses zu verhin- 
dern, haben sich Wirtschaftsverbände und kreditwirt- 
schaftliche Gruppen in der Initiative der deutschen 
Wirtschaft für eine wirksame Einlagensicherung zu- 
sammengeschlossen.

Das Vertrauen der Einleger ist grundlegend für die 

Stabilität des Finanz- und Wirtschaftssystems.

1XU�ZHQQ�6SDUHULQQHQ�XQG�6SDUHU�DXI�GLH�XQHLQJH� 
schränkte Sicherheit ihrer Einlagen vertrauen können, 
ZHUGHQ�VLH�LKU�.DSLWDO�EHL�.UHGLWLQVWLWXWHQ�DQOHJHQ�� 
1XU�GDQQ�VWHKW�GLHVHV�.DSLWDO�YHUOlVVOLFK�XQG�ODQJ� 
fristig für Finanzierungszwecke der Volkswirtschaft  
]XU�9HUI�JXQJ��$XI�GLHVH�)UHPGNDSLWDO¿QDQ]LHUXQJ�
GXUFK�.UHGLWLQVWLWXWH�LVW�JHUDGH�GLH�GHXWVFKH�9RONV� 
wirtschaft mit ihren vielen sehr leistungsfähigen mittel- 

ständischen und familiengeführten Unternehmen 
besonders angewiesen. 

In Deutschland bringen die Sparer den jeweiligen 

Sicherungssystemen größtes Vertrauen entgegen. 

Hierzu tragen nicht zuletzt die jeweiligen Instituts- 
sicherungssysteme der Sparkassen-Finanzgruppe 
und der Genossenschaftsbanken bei. Das weiterhin 
uneingeschränkt zu erhalten, ist ein elementares 
Interesse der gesamten deutschen Wirtschaft. Denn  
nur auf dieser Basis ist die notwendige volkswirt- 
schaftliche Stabilität insgesamt zu gewährleisten.

Eine zentrale europäische Einlagensicherung 

gefährdet die volkswirtschaftliche Stabilität.

Banken könnten sich darauf verlassen, dass ihre Ein- 
leger notfalls mit Sicherungsmitteln entschädigt wer- 
den, die zur Absicherung von Sparern in anderen EU-
/lQGHUQ�JHELOGHW�ZRUGHQ�VLQG��'LH�.UHGLWLQVWLWXWH�LQ�
den jeweiligen EU-Ländern würden sich daraufhin nicht 
PHKU�LQ�JOHLFKHU�:HLVH�DQVWUHQJHQ��I�U�LKUH�.XQGHQ�DXV� 
HLJHQHU�.UDIW�6LFKHUKHLW�]X�VFKDIIHQ�XQG�XQQ|WLJH�5L�
siken zu vermeiden.

Und Sparer und Einleger müssten damit rechnen, dass 
die zu ihrer Sicherung angesparten Finanzmittel im 
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Die deutsche Wirtschaft warnt vor einer zentralen europäischen Einlagensicherung wie von der EU-Kom-

mission vorgeschlagen. Sie plädiert stattdessen für ein europäisches System der Eigenverantwortung. Nach  

diesem Prinzip werden seit Jahrzehnten zuverlässig die Guthaben von Sparerinnen und Sparern in Deutsch- 

land geschützt – dafür sorgen die eigenverantwortlich betriebenen Institutssicherungssysteme der Sparkas- 

sen-Finanzgruppe und der Genossenschaftsbanken sowie das freiwillige Einlagensicherungssystem der 

privaten Banken. 
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Zweifel zur Entschädigung bei Bankpleiten in ande- 
ren EU-Ländern herangezogen werden. Eine solche 
Bankpleite kann deshalb sehr schnell zu einer Verun- 
sicherung von Sparern in gar nicht betroffenen anderen 
EU-Ländern beitragen. Eine zentrale europäische Ein- 
lagensicherung kann deshalb gerade dazu beitragen, 
dass Unsicherheiten von Sparern von einem EU-Land 
in andere „exportiert“ werden – sogar dann, wenn dies 
objektiv ökonomisch gar nicht gerechtfertigt wäre. Vor 
allem diese wichtige psychologische Bedeutung wird 
EHL�GHP�.RQ]HSW�HLQHU�]HQWUDOHQ�(LQODJHQVLFKHUXQJ�
deutlich unterschätzt.

Die Bankenunion darf nicht zur Transferunion werden.
Die Sicherungssysteme von insgesamt 19 EU-Staaten  
wären von der zentralen Einlagensicherung betroffen.  
9RQ�GHU�(8�.RPPLVVLRQ�ZLUG�GLHV�DOV�HLQH�]ZDQJVOlX¿JH� 
Folge der Bankenunion dargestellt. Das ist falsch. Tat- 
sächlich erfordert eine Bankenunion zwar einheitliche 
europäische Standards für die Einlagensicherung, 
nicht aber ein einheitliches Sicherungssystem. Auch in 
Deutschland bestand über viele Jahre hinweg ein ein- 
heitlicher Bankenmarkt, ohne dass eine einheitliche 
deutsche Einlagensicherung erforderlich gewesen wäre.

Tatsächlich bestehen zwischen den Bankensystemen 
dieser Länder trotz Bankenunion nach wie vor erheb- 
OLFKH�8QWHUVFKLHGH�KLQVLFKWOLFK�GHU�¿QDQ]LHOOHQ�6WDELOLWlW� 
und wirtschaftlichen Entwicklung. Zudem existieren in 
diesen Ländern auch sehr unterschiedliche wirtschafts- 
politische Bedingungen. Und nicht zuletzt: In einigen  
dieser Länder sind gerade in jüngster Zeit die Verbin-
GXQJHQ�]ZLVFKHQ�6WDDWV¿QDQ]LHUXQJ�XQG�%DQNELODQ]HQ�
wieder deutlich enger geworden. EDIS würde deshalb 

die angesparten Sicherungsmittel für Bankenrisiken 
und Fehler in der Wirtschaftspolitik einzelner Länder 
heranziehen. Stabile und leistungsfähige Bankensys-
teme würden gezwungen, für instabile Systeme zu haf- 
WHQ��RKQH�GDVV�(LQÀXVV�DXI�GLHVH�5LVLNHQ�JHQRPPHQ�
werden könnte. Eine unkontrollierte Transferunion wä- 
re die Folge. 

Eine Vergemeinschaftung der Einlagensicherung 
greift in das Vertragsverhältnis zwischen Kunde  
und Bank ein. 
'DVV�GHXWVFKH�.UHGLWLQVWLWXWH�0LWWHO�]XU�6LFKHUXQJ�YRQ�
.XQGHQJHOGHUQ�DQVSDUHQ��LVW�7HLO�LKUHV�9HUWUDJV�PLW�LK� 
UHQ�.XQGHQ��:HUGHQ�GLHVH�0LWWHO�]ZHFNHQWIUHPGHW��XP�
Banken in Drittländern zu helfen, so beeinträchtigt das 
vertrauensvolle Geschäftsverbindungen. Unbeschrä- 
nkte Eingriffe von staatlicher Seite können die Bonität 
YRQ�.UHGLWLQVWLWXWHQ�HUKHEOLFK�EHHLQWUlFKWLJHQ��(LQH� 
solche Destabilisierung einzelner, an sich nicht direkt  
betroffener Institute oder gar eines gesamten natio- 
nalen Bankensektors steigert wiederum das Risiko für 
andere Mitgliedsstaaten. Epidemische Ansteckungen, 
wie aus anderen Gründen bei der jüngsten Finanzkrise, 
können die Folge sein.
 
Kreditinstitute mit Institutssicherungssystemen  
müssten in ein zusätzliches Sicherungssystem ein- 
zahlen, ohne Aussicht auf Haftungsleistungen  
zu haben. 
Die Institute der Sparkassen-Finanzgruppe stehen eben- 
so wie die Genossenschaftlichen Banken jeweils soli- 
GDULVFK�DXV�HLJHQHU�.UDIW�I�UHLQDQGHU�HLQ��,QVWLWXWV� 
sicherung). Beide Institutsgruppen wollen an ihren 
frühzeitig wirksamen Unterstützungssystemen fest- 
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KDOWHQ�XQG�GDPLW�6FKLHÀDJHQ�RGHU�JDU�,QVROYHQ]HQ�LKUHU�
Institute verhindern. Damit würden sie aber niemals die 
+DIWXQJVOHLVWXQJHQ�IUHPGHU�.UHGLWLQVWLWXWH�LQ�$QVSUXFK 
nehmen können. Dennoch müssten sie bei einer zentra- 
len europäischen Einlagensicherung Beiträge in den 
6LFKHUXQJVIRQGV��'HSRVLW�,QVXUDQFH�)RQGV��',)��HLQ� 
zahlen. Das gilt für die erstmalige Auffüllung ebenso 
wie für die Wiederbefüllung nach einem Schadensfall. 
'LHVH�'RSSHOEHODVWXQJ�EHGHXWHW�]XVlW]OLFKH�.RVWHQ�I�U�
GLHVH�,QVWLWXWH�XQG�LKUH�.XQGHQ��(LQH�$UW�9HUVLFKHUXQJ��
in die man nur einzahlen muss, deren Leistungen aber  
GLH�HLJHQHQ�.XQGHQ�QLFKW�]XVlW]OLFK�VFK�W]HQ��LVW�DEHU� 
weder verursachungsgerecht noch mit marktwirtschaft- 
lichen Prinzipien vereinbar.  

Für EDIS fehlt eine belastbare rechtliche Grundlage.
'LH�(8�.RPPLVVLRQ�ZLOO�VLFK�I�U�(',6�DXI�$UW������
$(89��5HFKWVDQJOHLFKXQJ�LP�%LQQHQPDUNW��EHUXIHQ��
Diese Rechtsgrundlage setzt voraus, dass Mängel im 
Binnenmarkt beseitigt werden müssen. Tatsächlich 
bestehen solche Mängel gar nicht, weil es bereits seit  
Mitte letzten Jahres einheitliche Vorschriften für eigen- 
verantwortliche Sicherungssysteme in der EU gibt.  
Damit besteht bereits jetzt ein einheitliches Sicherungs- 
niveau für die Sparerinnen und Sparer in allen EU-Mit- 
gliedsländern. 

Die Binnenmarktvorschrift berechtigt die EU aber nicht,  
unterschiedliche bestehende Sicherungsmittel in eine  
Haftungsunion zu zwingen und deren Finanzmittel 
zweckzuentfremden. Das ist die Position der deutschen  
Bundesregierung. Und dies hat auch ein von der Deut- 
VFKHQ�.UHGLWZLUWVFKDIW��'.��EHDXIWUDJWHV�*XWDFKWHQ�
von Prof. Dr. Matthias Herdegen belegt. Vielmehr bedarf  

es für eine so weitreichende Maßnahme eines einstim- 
migen Beschlusses der EU-Mitgliedsstaaten oder 
]ZLVFKHQVWDDWOLFKHU�9HUWUlJH��2KQH�=XVWLPPXQJ�GHV�
Deutschen Bundestages und des Bundesrats ist eine  
Vergemeinschaftung der Einlagensicherung deshalb 
nicht möglich. Beide haben sich aber bereits jetzt 
eindeutig gegen diese Absicht ausgesprochen. Diese 
klare Positionierung der demokratisch legitimierten 
/HJLVODWLYH�LQ�'HXWVFKODQG�PXVV�DXFK�GLH�(8�.RP�
mission respektieren.

 
Die bestehenden europaweiten Standards für den 
Sparerschutz müssen von allen EU-Staaten umge- 
setzt werden.
'LH�,QKDOWH�GHU������YHUDEVFKLHGHWHQ�HXURSlLVFKHQ�
(LQODJHQVLFKHUXQJVULFKWOLQLH����������(8��VROOWHQ�GLH�
Mitgliedsstaaten bis Juli 2015 in nationales Recht um- 
setzen. Doch noch haben das nicht alle getan. Damit 
stehen selbst die einheitlichen Standards für Einlagen-
sicherungssysteme erst an ihrem Beginn. Für manche 
/lQGHU�LVW�HV�GDV�HUVWH�0DO��GDVV�VLH�HLJHQH�YRUDE�¿QDQ� 
zierte Einlagensicherungssysteme einrichten. In an- 
deren Ländern wie Deutschland bestehen sie bereits 
seit etlichen Jahren – und zusätzlich einzelne Instituts- 
und Einlagensicherungssysteme, die den Schutz von 
.UHGLWLQVWLWXWHQ�]XP�=LHO�KDEHQ�XQG�GDPLW�DXFK�GLH�
Bankeinlagen garantieren. Alle EU-Länder müssen des- 
KDOE�MHW]W�DQJHKDOWHQ�ZHUGHQ��LKUH�9HUSÀLFKWXQJHQ�XQ� 
eingeschränkt zu erfüllen und eigenverantwortliche 
Sicherungssysteme auf der Basis der bestehenden 
europäischen Standards aufzubauen.

damit-sicher-sicher-bleibt.de | #sicherbleibtsicher 3

DAMIT SICHER
SICHER BLEIBT



Die Initiative
Als starke Stimme der Wirtschaft und des Mittelstands 

setzt sich die Initiative der Deutschen Wirtschaft „Damit 

sicher sicher bleibt“ für den sichersten Schutz der Sparer  

und damit die Umsetzung der 2015 eingeführten hohen 

Qualitätsstandards ein. Wir sind davon überzeugt, dass  

diese die Basis für verantwortliches Handeln und damit  

Stabilität sind. Deswegen unterstützen wir die ableh- 

nende Haltung der Bundesregierung und des Bundes- 

tags gegenüber EDIS und wollen diese mit Positionen 

und Argumenten der Wirtschaft weiter stärken.  

In der Initiative zusammengeschlossen haben sich  

GHU�%XQGHVYHUEDQG�GHU�)UHLHQ�%HUXIH��%)%���GHU�%XQ� 
desverband Großhandel, Außenhandel, Dienstleistung 

�%*$���GHU�%XQGHVYHUEDQG�GHU�'HXWVFKHQ�9RONVEDQNHQ�
XQG�5DLIIHLVHQEDQNHQ��%95���GHU�'HXWVFKH�+RWHO��XQG� 
*DVWVWlWWHQYHUEDQG��'(+2*$���GHU�'HXWVFKH�,QGXV� 
WULH��XQG�+DQGHOVNDPPHUWDJ��',+.���GHU�'HXWVFKH�
5DLIIHLVHQYHUEDQG��'59���GHU�+DQGHOVYHUEDQG�'HXWVFK� 
ODQG��+'(���GHU�'HXWVFKH�6SDUNDVVHQ��XQG�*LURYHUEDQG�
�'6*9���GHU�=HQWUDOYHUEDQG�GHV�'HXWVFKHQ�+DQGZHUNV�
�='+��XQG�GHU�0LWWHOVWDQGVYHUEXQG��=*9��
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